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I. Tert der Verordnung über Goldbilanzen.
Vom 28. Dezember 1923.*)

(RGBl. I S. 1253.)

Auf Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 8. Dezember 1923 
(Reichsgesetzbl. I S. 1179) verordnet die Reichsregierung nach An­
hörung der Ausschüsse des Reichsrats und des Reichstags:

§ 1. (i) Kaufleute, die zur Führung von Handelsbüchern ver­
pflichtet sind, haben vom 1. Januar 1924 ab oder, falls das neue 
Geschäftsjahr mit einem späteren Zeitpunkt beginnt, von diesem 
Zeitpunkt ab das Inventar und die Bilanz in Goldmark aufzu­
stellen.

(2) Als Goldmark gilt der Gegenwert von 10/« des nord­
amerikanischen Dollars. Die Reichsregierung ist ermächtigt, eine 
andere Einheit festzusetzen.

§ 2. (*) Spätestens für den 1. Januar 1924 oder, falls das 
neue Geschäftsjahr mit einem späteren Zeitpunkt beginnt, für diesen 
Zeitpunkt, sind ein Eröffnungsinventar und eine Eröffnungsbilanz 
im Sinne des § 39 des Handelsgesetzbuchs in Goldmark herzustellen. 

(2) Für die Genehmigung und Veröffentlichung der Eröffnungs­
bilanz gelten die für die Jahresbilanzen maßgebenden Bestim­
mungen. Die im § 260 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs bestimmte 
Frist beträgt, auch soweit im Gesellschaftsvertrag etwas anderes 
festgesetzt ist, sechs Monate; sie kann durch das Gericht angemessen 
verlängert werden.

§ 3. Auf die in Goldmark aufzustellenden Inventare und 
Bilanzen finden, soweit nicht in dieser Verordnung etwas anderes 
bestimmt ist, die allgemeinen nach dem Gesetz oder der Satzung 
geltenden Vorschriften Anwendung.

§ 4. C1) Auf die Eröffnungsbilanz einer Aktiengesellschaft oder 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien finden die Vorschrift des 
§ 261 Nr. 1 des Handelsgesetzbuchs insoweit als sie die Bewer-

*) Veröffentlicht im Teutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr. 296 
vom 29. Dezember 1923.



6 I. Text der Verordnung. §§ 5, 6.

tung von Vermögensgegenständen mit einem höheren Werte als 
dem Anschaffungs- oder Herstellungspreis untersagt sowie die Bor- 
schriften des § 261 Nr. 2 und 3 des Handelsgesetzbuchs keine An­
wendung. Für die Eröffnungsbilanz einer Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung findet die Vorschrift des § 42 Nr. 1 des Ge­
setzes, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, keine 
Anwendung.

(B) Die Vorschriften des Abs. 1 gelten auch für die Eröffnungs­
bilanz von Unternehmungen, deren Satzung die Anwendung der 
genannten Bestimmungen vorschreibt.

(3) Übersteigt der in der Eröffnungsbilanz eingestellte Wert 
der im § 261 Nr. 1, 2 und 3 des Handelsgesetzbuchs sowie im 
§ 42 Nr. 1 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, bezeichneten Gegenstände den Anschaffungs- oder Herstel­
lungspreis, und zwar in den Fällen des § 261 Nr. 3 und des 
§ 42 Nr. 1 vermindert um einen der Abnutzung gleichkommenden 
Betrag, so ist der Unterschied in der Bilanz gesondert auszuweisen.

(4) Für die Jahresbilanzen gelten die in der Eröffnungsbilanz 
eingesetzten Werte als Anschaffungs- oder Herstellungspreise im 
Sinne des § 261 Nr. 1, 2 und 3 des Handelsgesetzbuchs und des 
§ 42 Nr. 1 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit beschränk­
ter Haftung. Das gleiche gilt für die im § 333 Abs. 2 des Handels­
gesetzbuchs vorgesehene Bilanz.

§ 5. (*) Übersteigt bei Aktiengesellschaften, Kommanditgesell­
schaften auf Aktien oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung das 
bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz nach Abzug der Schulden 
fich ergebende Vermögen den Betrag des Grundkapitals oder des 
Stammkapitals (Eigenkapital), so ist in der Bilanz entweder der 
Überschuß als Reserve einzustellen oder der Betrag des Eigen­
kapitals entsprechend heraufzusetzen. Die Maßnahmen können mit­
einander verbunden werden.

(8) Übersteigt der Betrag des Eigenkapitals das bei der Auf­
stellung der Eröffnungsbilanz nach Abzug der Schulden sich er­
gebende Vermögen, so ist entweder der Unterschied als Kapital­
entwertungskonto unter die Aktiven einzustellen oder das Vermögen 
durch neue Einlagen bis zur Höhe des Betrags des Eigenkapitals 
zu vermehren oder der Betrag des Eigenkapitals entsprechend zu 
ermäßigen. Die Maßnahmen können miteinander verbunden werden. 

§ 6. Tas Kapitalentwertungskonto darf nicht höher sein als 
o/io des Betrags des Eigenkapitals. Die Gesellschaft ist verpflichtet.



I. Text der Verordnung. §§ 7—11. 7

das Kapitalentwertungskonto innerhalb von drei Geschäftsjahren 
auszugleichen. Zur Tilgung sind der vorhandene Reservefonds so­
wie die Beträge zu verwenden, die gemäß § 262 des Handels­
gesetzbuchs in den Reservefonds einzustellen wären; eine Verteilung 
von Gewinnen ist unzulässig, solange ein Kapitalentwertungskonto 
besteht. Die Durchführung des Ausgleichs ist dem Gericht anzu­
zeigen.

§ 7. Eine nach § 5 vorgenommene Veränderung des Eigen­
kapitals ist Umstellung im Sinne dieser Verordnung.

§ 8. Das Verhältnis der mit den Aktien und Geschäftsan­
teilen verbundenen Rechte zueinander wird vorbehaltlich näherer 
Regelung in den Durchführungsbestimmungen durch die Umstellung 
nicht berührt.

§ 9. Werden im Falle der Heraufsetzung des Betrags des 
Eigenkapitals (§ 5 Abs. 1) neue Aktien oder Geschäftsanteile aus­
gegeben, so sind diese den Gesellschaften auf ihr Verlangen ent­
sprechend ihrem Anteil am Eigenkapital zuzuteilen, es sei denn, daß 
ein Dritter die Aktien übernommen und sich dabei verpflichtet hat, 
sie den Aktionären zum B?zug anzubieten. Das gleiche gilt für 
den Fall einer Kapitalserhöhung, die während des Bestehens des 
Kapitalentwertungskontos beschlossen worden ist.

§ 10. (i) Nach der Umstellung muß der Betrag des Eigen­
kapitals einer Aktiengesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien.mindestens fünftausend Goldmark, der einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung mindestens fünfhundert Goldmark betragen. 

(3) Bei der Umstellung einer Aktiengesellschaft oder einer Kom­
manditgesellschaft auf Aktien müssen die Aktien und Jnterimsscheine 
auf einen Betrag von mindestens einhundert Goldmark, im Falle 
des § 180 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs auf einen Betrag von 
mindestens zwanzig Goldmark gestellt werden. Im Falle des § 180 
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs kann ein Mindestbetrag von zwanzig 
Gold mark zugelassen werden.

(3) Bei der Umstellung einer Gesellschaft mit beschränkter Haf­
tung muß die Stanyneinlage jedes Gesellschafters auf mindestens 
fünfzig Goldmark gestellt werden.

§ 11. Eine Verminderung der Zahl der Aktien oder Ge­
schäftsanteile aus Anlaß der Umstellung einer Aktiengesellschaft, 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung ist nur insoweit zulässig, als ohne sie die im
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§ 10 für Aktien oder Geschäftsanteile vorgeschriebene Mindestgrenze 
nicht eingehalten werden könnte.

§ 12. Soweit aus Anlaß der Umstellung einer Aktiengesell­
schaft, einer Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einer Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung Zahlungen an die Gesellschafter zu 
erfolgen haben, sind ihnen auf Antrag auf den Inhaber lautende 
Genußscheine in Höhe ihres Zahlungsanspruchs auszuhändigen. 
Die Genußscheine gewähren kein Stimmrecht, jedoch einen Anspruch 
auf entsprechende Beteiligung am Reingewinne der Gesellschaft und 
im Falle der Auflösung der Gesellschaft einen Anspruch in bezug 
auf das zu verteilende Gesellschaftsvermögen. Die Beteiligung am 
Reingewinne darf durch Kapitalserhöhungen nicht verkürzt werden. 
Die Genußscheine können unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von drei Monaten von der Gesellschaft frühestens zum Ablauf des 
dritten auf die Ausstellung folgenden Geschäftsjahrs, von dem In­
haber zum Schluffe eines jeden Geschäftsjahrs gekündigt werden. 
Die Ausgabe der Genußscheine bedarf nicht der staatlichen Ge­
nehmigung.

§ 13. (i)Bei Aktiengesellschaften haben die Mitglieder des 
Aufsichtsrats die Eröffnungsbilanz und den Hergang der Umstel­
lung zu prüfen. Über die Prüfung ist der Generalversammlung 
von dem Vorstand und dem Aufsichtsrate schriftlich Bericht zu er­
statten. In dem Berichte sind die wesentlichen Umstände darzu­
legen, die für die Bewertung der im 8 261 Nr. 1 bis. 3 des 
Handelsgesetzbuchs bezeichneten Gegenstände maßgebend gewesen sind. 

(2) Die Generalversammlung kann mit einfacher Stimmen­
mehrheit die Bestellung von Revisoren zur Prüfung der Eröff­
nungsbilanz oder zur Prüfung des Herganges der Umstellung 
beschließen. Ist in der Generalversammlung ein Antrag auf Be­
stellung von Revisoren zur Prüfung der Eröffnungsbilanz oder 
zur Prüfung des Herganges der Umstellung abgelehnt worden, so 
können auf Antrag von Aktionären, deren Anteile zusammen den 
zehnten Teil des Grundkapitals erreichen, Revisoren durch das 
Gericht, in dessen Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz hat, ernannt 
werden. Die Vorschriften des § 266 Abs. 2, Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 
Satz 1 sowie des § 267 des Handelsgesetzbuches finden Anwendung. 

(^) Diese Vorschriften gelten für Kommanditgesellschaften auf 
Aktien mit der Maßgabe, daß die Berichterstattung (Abs. 1 Satz 2) 
durch die persönlich haftenden Gesellschafter zu erfolgen hat.


